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Wien. In einem mehrjährigen För-
derungspaket sollen die Budgets
für Wissenschaft, Technologie
und Start-ups bis 2021 um einen
Betrag von mindestens 700 Milli-
onen Euro erhöht werden. Doch
nach dem Ministerratsbeschluss
ist vor der Umsetzung: Die Gelder
müssen im Finanzrahmen festge-
schrieben werden, bevor sie ver-
teilt werden können. Die Pläne
seien ein willkommener Schritt,
doch ohne Aufstockung der Uni-
Budgets könne man keine echten
Fortschritte machen, betont der
Chef der Universitätenkonferenz
(Uniko), Oliver Vitouch.

■ ■ ■

„Wiener Zeitung“: Die „For-
schungsmilliarde“ sei eine „Wunsch-
milliarde, deren Finanzierung in
Schwebe ist“, kritisieren die Grünen.
Teilen Sie diese Ansicht?

Oliver Vitouch: Im Sinne des-
sen, dass ich mir wünsche, dass
es so wie geplant kommt, ist es
auch für mich eine Wunschmilli-
arde – vor allem, was die bessere
Aufstellung des Wissenschafts-
fonds FWF im Sinne der universi-
tären Forschung betrifft. (Der FWF
soll zusätzlich 281 Millionen Euro
erhalten, Anm.) Dass es die Taube
auf dem Dach ist, glaube ich je-
denfalls nicht. Im Rahmen des Fi-
nanzrahmengesetzes 2018 bis
2021 soll die finanzielle Bede-
ckung der geplanten Maßnahmen
in Verhandlung gehen, heißt es in
der Ministerratsvorlage. Es ist so-
mit ein wichtiger erster Schritt
getan, über den sich die Universi-

täten natürlich freuen. Wir neh-
men die Regierung beim Wort
und gehen nicht davon aus, dass
sie solche Vorhaben leichtfertig
ankündigt, sondern dass sie alle
Anstrengungen unternehmen
wird, um ihre Pläne umzusetzen,
sofern nichts Außerordentliches
oder völlig Unerwartetes passiert.

Aus dem Papier geht nicht hervor,
wie viel die Universitäten von den
zusätzlichen Mitteln bekommen
sollen – die Leistungsvereinbarun-
gen 2019 bis 2021 werden ja sepa-
rat verhandelt.

Wir wirken mit dem Finanz-
rahmen komplex zusammen: Laut
Universitätsgesetz ist bis Ende
2017 festzulegen, wie das Budget
für alle 21 Universitäten 2019-21
aussieht. Die Leistungsvereinba-
rungen brechen dann herunter,
wie viel jede Uni für sich ver-
zeichnen kann. All dies ist aber
nicht unabhängig vom Finanzrah-
men, denn dort werden Elastizitä-
ten verplant, und das ist bei ei-
nem Budgetposten für Universitä-
ten von etwa 2,7 Milliarden 2016
bis 2018 ohne Sanierungen und
Neubauten natürlich relevant. Die
Medaille hat somit zwei Seiten:
Wir müssen Spitzen fördern, aber
auch den Basisbetrieb der Univer-
sitäten auf solide Beine stellen.
Ohne die Basis wird die Luft an
der Spitze nämlich sehr dünn
werden.

Was sind Ihre Pläne dazu?
Die kapazitätsorientierte Studi-

enplatzfinanzierung und eine
Ausweitung von Aufnahmeverfah-
ren wären wesentliche Standbei-
ne im Zusammenhang mit den
angekündigten finanziellen Maß-
nahmen. Zusammen mit dem
FWF und einem Exzellenzpro-
gramm, bei dem wir Personen mit
großem Potenzial auf Tenure-
Track-Stellen und mit Professuren
ausstatten wollen, ergeben sich
ausgezeichnete Chancen für Kar-
rieren und den Forschungs- und
Innovationsstandort.

Über die Studienplatzfinanzierung,
bei der den Unis pro Studienplatz
eine gewisse Summe zur Verfügung
gestellt wird, wird schon lange dis-

kutiert. Was ist der letzte Stand?
Der Wissenschaftsminister

zeigt sich von der Bedeutung des
Konzepts überzeugt und hat be-
tont, man könne es nicht noch
einmal verschieben. Was aus-
steht, ist eine Regierungseini-
gung, es umzusetzen, da man
auch zu Aufnahmeverfahren und
Zugangsmanagement gesetzliche
Änderungen benötigt. Nun geht

es darum, dass die Kanzlerseite
der Regierung das Commitment
macht, die Studienplatzfinanzie-
rung ab 2019 einzuführen.

Ursprünglich wurden für diese Um-
stellung 450 Millionen Euro be-
rechnet, dann kam die Hypo Alpe
Adria dazwischen. Wir viel wollen
Sie jetzt ausverhandeln?

Wir gehen davon aus, dass ein

sinnvoller erster Einstieg in eine
Studienplatzfinanzierung unter in
Summe 500 Millionen Euro in
den ersten drei Jahren nicht mög-
lich ist. Das benötigen wir als Mi-
nimum für eine systematische
Verbesserung der Betreuungsver-
hältnisse. Es handelt sich um eine
Überführung von einem System
ins andere, mit einem Zwischen-
zustand der alten Budgetierungs-
logik und einer langsamen Ver-
schiebung der Zahlenverhältnis-
se. Die Einführung einer Studien-
platzfinanzierung, die diesen Na-
men verdient, muss man sich
über drei Leistungsperioden vor-
stellen.

Um wie viel muss das Budget der
Universitäten steigen, um alle ge-
nannten Vorhaben umzusetzen?

Zusätzlich zu den derzeitigen
2,7 Milliarden jährlich müssten
die in dieser Periode neu einge-
führten Maßnahmen auch ab
2019 weiterfinanziert werden, da-
raus ergeben sich etwa 280 Milli-
onen Euro pro Jahr. Hinzu kommt
der Einstieg in die Studienplatzfi-
nanzierung – aus Sicht der Uniko
brauchen wir somit insgesamt um
1,35 bis 1,5 Milliarden Euro mehr
– oder alljährlich 500 Millionen
zusätzlich für 2019 bis 2021. Hin-
zu kommt der Bedarf für das Ex-
zellenzprogramm, der separat dis-
kutiert werden muss. Jetzt wird
es möglicherweise heißen: Krie-
gen die nie genug? Aber die per
Ministerratsbeschluss verheißene
FWF-Dotation, die uns rasend
freut, kann nur zusammen mit ei-
nem leistungsfähigen Regelbe-
trieb der Universitäten funktio-
nieren, sonst müssen wir die Dis-
sertanten für FWF-Projekte aus
dem Ausland anheuern.

Sie sagten, dass Sie mit einer Umset-
zung der „Forschungsmilliarde“
rechnen, wenn nichts völlig Außer-
ordentliches passiert. Was sagen Sie
zum neuen US-Präsidenten Donald
Trump – welche Auswirkungen er-
warten Sie für die Forschung?

Ich habe, no joke, bereits eine
seriöse Anfrage eines 60-jährigen
US-Spitzenwissenschafters, der
jetzt nach Österreich emigrieren
möchte. ■

Uniko-Chef Oliver Vitouch: Nicht nur Spitzen fördern, sondern auch den Basisbetrieb der Universitäten auf solide Beine stellen.

Von Eva Stanzl

„Unis brauchen um 1,5 Milliarden mehr“

Oliver Vitouch
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ist Psychologe und Kognitionswis-
senschafter. Er promovierte 1999
zum Doktor der Naturwissen-
schaften an der Universität Wien.
Seit Oktober 2012 ist er Rektor
der Alpen-Adria-Universität
Klagenfurt, seit Juni 2016 Präsi-
dent der Österreichischen Univer-
sitätenkonferenz (Uniko).

ZUR PERSON

Die „Forschungsmilliarde“ funktioniert
nur zusammen mit einem leistungsfähigen
Uni-Regelbetrieb, betont Oliver Vitouch,
Chef der Universitätenkonferenz.
Foto: apa/Herbert Neubauer

Wien. Peter Westenthaler sitzt
wieder vor Gericht, wobei es sich
um ein Déjà-vu handelt. Der Pro-
zess gegen den ehemaligen Politi-
ker und Fußball-Funktionär muss
nach Urteil des Obersten Ge-
richtshofes wiederholt werden.
Angeklagt ist auch Thomas Korn-
hoff, ein Ex-Vorstand der Bundes-
liga. Beide wurden vom Erstge-
richt freigesprochen, Westentha-
ler auch vom zweiten Vorwurf der
Parteienfinanzierung.

Zumindest bis nächste Woche
wird die Neuauflage des Prozes-
ses dauern, in dem der Vorwurf
des schweren Betrugs und der
Untreue als Beteiligter geklärt
werden soll. Die Angeklagten be-
kannten sich zum Auftakt wenig
überraschend als nicht schuldig.

Im ersten Fall geht es um eine
mutmaßlich zweckwidrig verwen-
dete öffentliche Förderung in Hö-
he von einer Million Euro, die
statt in Nachwuchsarbeit der Fuß-
ball-Klubs in die Begleichung ei-
ner Finanzschuld der Bundesliga
geflossen sein soll. Das Zustande-
kommen dieser Förderung war
zwar tatsächlich ungewöhnlich,
einen Beweis für Betrug fand das
Erstgericht im Vorjahr nicht.

Im zweiten Fall geht es um ei-
ne Zahlung der Lotterien an die
BZÖ-Werbeagentur Orange im Zu-
ge einer geplanten (und letztlich
gescheiterten) Glücksspielnovelle.
Als Zeuge geladen ist dazu Ex-Ge-
schäftsführer Arno Eccher, der
sich beim ersten Prozess noch der
Aussage entschlagen hatte. ■

Neuauflage des Betrugsprozesses, nachdem der
Oberste Gerichtshof die Freisprüche aufgehoben hatte.

Westenthaler wieder
vor Gericht

Wien. Die rund 500.000 Handels-
angestellten erhalten im kommen-
den Jahr im Schnitt um 1,33 Pro-
zent mehr Gehalt. Bei den unters-
ten Einkommen gibt es eine Erhö-
hung von 1,45 Prozent, die obers-
ten Einkommensschichten erhal-
ten 1,30 Prozent mehr. Der Min-
destlohn steigt auf 1524 Euro
brutto monatlich. Das teilten die
Sozialpartner am Mittwochabend
mit.

Die Lehrlingsentschädigung
wurde vereinheitlicht, im 1. Lehr-
jahr erhalten die Auszubildenden
570 Euro, im 2. Jahr 720, im 3.
Jahr 1020 und im Abschlussjahr
1070 Euro.

Damit blieben die Sozialpart-
ner mit der Erhöhung der Kollek-
tivverträge deutlich hinter den

Abschlüssen in der Metallindust-
rie von im Schnitt plus 1,67 Pro-
zent. Noch deutlicher liegt der Ab-
schluss unter der Teuerungsrate
der aktuellen EU-Herbstprognose
für das kommende Jahr. Diese
wird für Österreich von der EU-
Kommission mit 1,8 Prozent prog-
nostiziert, auch das WIFO geht
von einer Steigerung der Inflati-
onsrate auf 1,7 Prozent aus. Tre-
ten diese Prognosen ein, bedeutet
dies einen Reallohnverlust für die
Handelsangestellten.

Anhebung für Lehrlinge

Peter Buchmüller, Chefverhandler
der Arbeitgeberseite, und Franz
Georg Brantner, Verhandlungslei-
ter der Arbeitnehmervertreter,
zeigten sich vor allem von der Ei-

nigung für die Lehrlinge begeis-
tert. Für diese gebe es hiermit ei-
ne deutliche Anhebung ihres Ein-
kommens, sagten sie zur APA.

Dass der Abschluss jedoch bei
den Erwachsenen hinter den Me-
tallern blieb, verteidigte Brantner
damit, dass es sich nun einmal
um sehr unterschiedliche Bran-
chen handle.

Eine sechste Urlaubswoche
nach 25 Jahren Arbeit auch dann,
wenn man nicht bei der gleichen
Firma gearbeitet hat, kommt
nicht. Das sei bei den Arbeitge-
bern leider nicht durchsetzbar ge-
wesen, so Brantner.

Der Kollektivvertrag regelt die
Mindestbezahlung in Österreich,
eine Beschäftigung darunter ist
nicht erlaubt. ■

Wenn die prognostizierte Teuerungsrate von 1,7 Prozent im
kommenden Jahr eintrifft, bringt der Abschluss einen Reallohnverlust.

Handelsangestellte bekommen
1,33 Prozent mehr Gehalt
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